Die Rolle von Deutschland in der EU
       Die Europäische Union (EU) ist ein aus 27 europäischen Staaten bestehender Staatenverbund. Seine Bevölkerung umfasst derzeit rund 500 Millionen Einwohner. Der von den EU-Mitgliedstaaten gebildete Europäische Binnenmarkt ist der am Bruttoinlandsprodukt gemessen größte gemeinsame Markt der Welt.
Das politische System der EU hat sich im Zuge der Europäischen Integration herausgebildet. Es basiert auf zwei Grundverträgen:
1. dem Vertrag über die Europäische Union (EU-Vertrag),
2. dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEU-Vertrag). 
Das politische System der EU  beinhaltet sowohl supranationale (überstaatliche) als auch intergouvernementale (zwischenstaatliche) Elemente. Während im Europäischen Rat und im nach Fachressorts aufgeteilten Rat der Europäischen Union (Ministerrat) die nationalen Regierungen vertreten sind, repräsentiert das Europäische Parlament bei der Rechtsetzung der EU unmittelbar die Unionsbürger. Die Europäische Kommission als Exekutivorgan und der Gerichtshof der Europäischen Union als Rechtsprechungsinstanz sind ebenfalls supranational.
       Die Anfänge der EU gehen auf die 1950er Jahre zurück, als zunächst sechs Staaten die Europäischen Gemeinschaften gründeten. Diese sollten vor allem durch eine gezielte wirtschaftliche Verflechtung nach dem Zweiten Weltkrieg neue militärische Konflikte für die Zukunft unmöglich machen und durch den größeren Markt das Wirtschaftswachstum beschleunigen. Im Lauf der folgenden Jahrzehnte traten in mehreren Erweiterungsrunden neue Staaten den Gemeinschaften bei. Mit dem Vertrag von Maastricht gründeten die EG-Mitgliedstaaten 1992 die Europäische Union, die nun auch Zuständigkeiten in nichtwirtschaftlichen Politikbereichen besaß. In mehreren Reformverträgen, zuletzt im Vertrag von Lissabon, wurden die supranationalen Kompetenzen noch ausgebaut, zugleich wurden die gemeinsamen Institutionen schrittweise demokratisiert.
       Innerhalb der EU bilden 17 Staaten die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion. Sie haben eine gemeinsame Währung, den Euro, eingeführt. Mit dem Ziel eines europaweiten Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts arbeiten die EU-Mitgliedstaaten auch in der Innen- und Justizpolitik zusammen. Durch die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik bemühen sie sich auch um ein gemeinsames Auftreten gegenüber Drittstaaten.
Mitgliedstaaten
Gründungsmitglieder
       Ursprung der heutigen Europäischen Union waren die 1951 und 1957 gegründeten Europäischen Gemeinschaften (EGKS, EWG und Euratom). Ihre Mitgliedstaaten waren Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und das Königreich der Niederlande.
       Drei dieser Gründungsmitglieder – Belgien, die Niederlande und Luxemburg – beschlossen 1958 mit dem Benelux-Vertrag eine nochmals intensivierte Wirtschaftsgemeinschaft, die dem 1993 verwirklichten Europäischen Binnenmarkt als Vorbild dienen konnte.
       Eine gewisse Bedeutung ist dieser Ausgangssituation immer noch zuzusprechen: So gelten die sechs Gründungsmitglieder im Allgemeinen als mögliche Integrationsvorreiter bei verschiedenen Konzepten einer abgestuften Integration.
Erweiterungen
Entwicklung von 1952 bis 2007
       1973 traten der Europäischen Gemeinschaft in der ersten Norderweiterung das Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark bei. In Norwegen, das ebenfalls einen Beitrittsvertrag unterschrieben hatte, wurde dessen Ratifizierung in einem Referendum von der Bevölkerung abgelehnt.
       In den 1980er Jahren folgten Griechenland (1981), Portugal und Spanien (beide 1986) als Neumitglieder. Diese Staaten hatten teils schon seit langem eine Annäherung an die Europäischen Gemeinschaften gesucht, waren jedoch wegen ihrer autoritären Regierungen nicht zugelassen worden. Erst nach erfolgreichen Demokratisierungsprozessen konnten sie beitreten.
           Mit der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 vergrößerte sich die Zahl der Bürger innerhalb der Europäischen Gemeinschaft um die rund 16 Millionen neuen Staatsbürger der Bundesrepublik Deutschland, deren Staatsgebiet sich seitdem auch auf die Fläche der ehemaligen DDR erstreckt.
       Schweden, Finnland und Österreich wurden 1995 mit der zweiten Norderweiterung in die kurz zuvor gegründete Europäische Union aufgenommen. Die Norweger stimmten trotz erneuter Regierungsbemühungen in einem Referendum wieder gegen den Beitritt.
       Mit der ersten Osterweiterung traten am 1. Mai 2004 zehn Staaten der Europäischen Union bei. Darunter waren acht ehemals kommunistische mittel- und osteuropäische Staaten (Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, Slowenien, Slowakei und Ungarn), sowie der im Mittelmeer gelegene Inselstaat Malta und die geographisch zu Asien gehörende Insel Zypern, wobei bei letzterer faktisch nur der griechische Südteil der Insel aufgenommen wurde. Am 1. Januar 2007 wurden als 26. und 27. Mitgliedstaat Rumänien und Bulgarien in die Union aufgenommen. Durch diese Erweiterung ist die Bevölkerung in der Europäischen Union auf fast eine halbe Milliarde Menschen angewachsen.
       Neben diesen Erweiterungen kam es in einigen wenigen Fällen auch zu einer Verkleinerung der Gemeinschaft. So war das ursprünglich zu Frankreich gehörende Algerien nach seiner Unabhängigkeit 1962 nicht mehr Teil der EG. Das zu Dänemark gehörende autonome Grönland trat 1985 als bisher einziges Territorium nach einem Referendum aus der Gemeinschaft aus.

Die Fläche und die Bevölkerung
       Insgesamt umfassen die Staatsgebiete der derzeitigen Mitgliedstaaten zusammen eine Grundfläche von 4.324.782 km².  Die Küstenlinie beträgt im Ganzen 65.992,9 km. Auf dem europäischen Festland haben die Staaten der EU Außengrenzen mit insgesamt 16 Nicht-Mitgliedstaaten, darüber hinaus auf dem afrikanischen Kontinent mit Marokko und in Südamerika mit Brasilien und Suriname.
       Die Bevölkerung der Mitgliedstaaten beträgt zusammengerechnet rund eine halbe Milliarde Menschen. Während die natürliche Population vorwiegend stagniert oder sogar zurückgeht, ist es vor allem die Immigration, die die Bevölkerung auf einem stabilen Niveau hält. Neben den 23 Amtssprachen der Europäischen Union gibt es noch eine Vielzahl von Regional- und Minderheitensprachen in Europa.

Geschichte der EU-Flagge
       Diese Flagge ist ein Symbol nicht nur für die Europäische Union, sondern auch für die Einheit und in einem weiteren Sinne für die Identität Europas. Der Kreis der goldenen Sterne steht für die Solidarität und Harmonie zwischen den europäischen Völkern. Die Zahl der Sterne hat nichts mit der Anzahl der Mitgliedstaaten zu tun. Es gibt zwölf Sterne, weil die Zwölf traditionell das Symbol der Vollkommenheit, Vollständigkeit und Einheit ist. Die Flagge bleibt folglich ungeachtet künftiger Erweiterungen der Union unverändert. 
       Die Geschichte der Flagge beginnt mit dem Jahr 1955. Zu dieser Zeit existierte die Europäische Union nur als Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl mit lediglich sechs Mitgliedstaaten. Einige Jahre früher war jedoch eine andere Organisation gegründet worden, die mehr Mitglieder zählte: Der Europarat  trat für die Menschenrechte und die europäische Kultur ein.
       Der Europarat hatte nach langen Überlegungen und Beratungen eben dieses Symbol angenommen, einen Kreis von zwölf goldenen Sternen vor einem blauen Hintergrund. In verschiedenen Überlieferungen ist die Zwölf Sinnbild der Ganzheit; außerdem erinnert sie natürlich an die Zahl der Monate im Jahr und der Stunden auf dem Zifferblatt der Uhr. Der Kreis symbolisiert unter anderem die Einheit.
       Der Europarat forderte die anderen europäischen Institutionen auf, dieselbe Flagge anzunehmen; dieser Aufforderung kam das Europäische Parlament im Jahr 1983 nach. 1985 wurde die Flagge schließlich von allen Staats- und Regierungschefs als offizielles Emblem der Europäischen Union, die sich damals noch Europäische Gemeinschaften nannte, angenommen.
       Seit Anfang 1986 wird sie von sämtlichen europäischen Einrichtungen verwendet.
       Die europäische Flagge ist das einzige Emblem der Europäischen Kommission, der Exekutive der Union. Andere EU-Organe und Einrichtungen verwenden zusätzlich zur europäischen Flagge eigene Embleme.
         Im Jahre 1985 wählen die Europäischen Gemeinschaften die gleiche Hymne wie die, die der Europarat im Jahre 1972 angenommen hatte. Die Melodie stammt aus dem letzten Satz der Neunten Symphonie von Ludwig van Beethoven, die er 1823 komponierte und mit der er das Gedicht "Ode an die Freude" von Friedrich von Schiller aus dem Jahre 1785 vertonte. Aus übersetzungstechnischen Gründen ist der Text Schillers jedoch nicht Teil der europäischen Hymne. Die Arrangements der Musikfassungen stammen von Herbert von Karajan.

Zusammenarbeit
       Die Europäische Union ist einzigartig. Ihre Mitglieder sind souveräne Staaten, die beschlossen haben, ihre Hoheitsrechte in einigen politischen Kernbereichen zu bündeln. Sie verfügt – wie ein Staat – über eine Legislative und eine Exekutive sowie eine unabhängige Rechtsprechung. 
       Die Befugnisse der EU-Organe leiten sich aus den Gründungsverträgen ab, die von den Mitgliedstaaten frei ausgehandelt und von jedem Land einzeln ratifiziert wurden. In den Politikbereichen, die nicht Gegenstand der Verträge sind, können die EU-Staaten ihre Hoheitsrechte vollkommen eigenständig ausüben.
       Die wichtigsten Verträge sind der Vertrag von Rom, mit dem 1958 die EWG ins Leben gerufen wurde, und der 1993 in Kraft getretene Vertrag von Maastricht (Vertrag über die Europäische Union). Andere wichtige Verträge sind die Einheitliche Europäische Akte (1987), mit der der Europäische Binnenmarkt geschaffen wurde, sowie die Verträge von Amsterdam (1999) und Nizza (2003).
       Zurzeit ratifizieren die EU-Mitgliedstaaten den Vertrag von Lissabon, der von ihren Staats- und Regierungschefs im Dezember 2007 unterzeichnet wurde und durch den die erweitere Union effizienter und demokratischer werden soll. Dieser Vertrag ersetzt die vorgeschlagene EU-Verfassung, auf die sich die Staats- und Regierungschefs 2004 geeinigt hatten, die jedoch nicht von allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurde.
       Das institutionelle Dreieck erstellt die politischen Programme und wirkt an Rechtsvorschriften mit, die in der ganzen EU gelten. Drei Organe geben die politische Marschroute vor und treffen die Entscheidungen: Es sind:
· der Rat der Europäischen Union,
· die Europäische Kommission und
· das Europäische Parlament.
Der Rat der Europäischen Union 
       Der Rat ist das zentrale Entscheidungsgremium in der EU und damit das Organ mit dem größten Einfluss. Er fungiert als Sprachrohr der Mitgliedstaaten und tritt mehrere Male im Monat auf Ministerebene zusammen. Er teilt sich mit dem Europäischen Parlament die gesetzgebende und mit der Europäischen Kommission die vollziehende Gewalt. Der Rat tritt in den jeweiligen politischen Ressorts zusammen: Außenbeziehungen, Wirtschaft und Finanzen, Verkehr, Energie, Landwirtschaft usw. Er wird gewöhnlich „Ministerrat“ genannt.
       Die meisten Entscheidungen werden durch Mehrheitsentscheidungen getroffen, wiewohl heikle Themen in Bereichen wie Steuerpolitik, Asyl- und Einwanderungspolitik oder Außen- und Sicherheitspolitik Einstimmigkeit erfordern.
       Auf höchster Ebene tritt der Rat als Europäischer Rat zusammen. Dort treffen sich die Staats- und Regierungschefs (Staatspräsidenten und/oder Premierminister bzw. Ministerpräsidenten). Auf diesen so genannten Gipfeln, die bis zu vier Mal im Jahr stattfinden, geht es in erster Linie um die Festlegung einer politischen Gesamtstrategie für die EU, aber auch um die Suche nach Lösungen für nachrangige Probleme.
Die Europäische Kommission 
       Die Kommission ist ein regierungsunabhängiges Organ, das die Interessen der gesamten Union vertritt und wahrt. Sie hat zwei wichtige Funktionen: Eine besteht darin, Vorschläge für politische Maßnahmen der EU und Rechtsetzungsakte zu machen, und die andere besteht darin, dafür zu sorgen, dass die EU-Verträge und die vom Rat und vom Europäischen Parlament verabschiedeten Rechtsakte eingehalten werden. Deshalb wird sie mitunter auch als „Hüterin der Verträge“ bezeichnet.
       Die Amtszeit einer Kommission beträgt fünf Jahre und entspricht somit weitgehend der fünfjährigen Legislaturperiode des Europäischen Parlaments. Die Kommissionsmitglieder – eines aus jedem Land – werden zunächst vom Europäischen Parlament bestätigt, bevor sie ihr Amt antreten.
Das Europäische Parlament 
       Wie viele andere Parlamente in der Geschichte musste auch das Europäische Parlament darum kämpfen, seinen Anspruch auf Vertretung des Volkes durchzusetzen. 1979 wurde es zum ersten Mal in direkter Wahl von den Bürgerinnen und Bürgern der EU gewählt. Dem gegenwärtigen Parlament, das im Juni 2004 für eine Amtszeit von fünf Jahren gewählt wurde, gehören 785 Abgeordnete aus allen 27 EU-Mitgliedstaaten an.
       Die wichtigste Funktion des Parlaments besteht darin, die ihm von der Europäischen Kommission vorgelegten Entwürfe für Rechtsetzungsakte im Rahmen des so genannten Mitentscheidungsverfahrens (d. h. gemeinsam mit dem Rat) zu verabschieden. Das Parlament kann die Europäische Kommission durch ein Misstrauensvotum absetzen.

Ziele der EU:
Nach Art. 24 EU-Vertrag dient die GASP der Umsetzung der Ziele, die in Art. 21 EU-Vertrag festgelegt sind. Dabei handelt es sich um:
•   die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Union,
•   die Förderung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und den Grundsätzen des Völkerrechts
•   die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit entsprechend der UN-Charta, der Schlussakte von Helsinki und der Charta von Paris,
•   die Förderung nachhaltiger Entwicklung und Armutsbekämpfung in Entwicklungsländern,
•   die Förderung der weltwirtschaftlichen Integration und Abbau internationaler Handelshemmnisse,
•   die Entwicklung internationaler Maßnahmen im Bereich Umweltschutz,
•   humanitäre Hilfe bei Naturkatastrophen und von Menschen verursachten Katastrophen,
•   die Förderung multilateraler Zusammenarbeit und einer verantwortungsvollen Weltordnungspolitik.

Deutschland
       Deutschland ist ein föderalistischer Staat in Mitteleuropa. Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß ihrer Verfassung eine Republik, die aus den 16 deutschen Ländern gebildet wird. Sie ist ein freiheitlich-demokratischer und sozialer Rechtsstaat und stellt als Bundesstaat die jüngste Ausprägung des deutschen Nationalstaates dar. Bundeshauptstadt ist Berlin.
Deutschland grenzt an neun europäische Nachbarstaaten; naturräumlich grenzt es an die Gewässer der Nord- und Ostsee und im Süden an das Bergland der Alpen. Es liegt in der gemäßigten Klimazone und zählt mit rund 81,8 Millionen Einwohnern zu den dichtestbesiedelten Flächenländern der Erde.
       Als Gründungsmitglied der Europäischen Union ist Deutschland deren bevölkerungsreichstes Land und bildet mit insgesamt 17 EU-Mitgliedstaaten eine Währungsunion, die Eurozone. Es ist Mitglied der Vereinten Nationen, der OECD, der NATO, der OSZE, des Europarates, der G8 und der G20.
       Gemessen am nominalen Bruttoinlandsprodukt ist Deutschland die größte Volkswirtschaft Europas und viertgrößte der Welt. Deutschland zählt zu den sehr hochentwickelten Staaten. Im Jahr 2009 war es die zweitgrößte Export- und drittgrößte Importnation.

Die Symbole von Deutschland
       Die schwarz-rot-goldene Flagge des heutigen Deutschlands wurde nach dem Krieg zwar inoffiziell und in einzelnen deutschen Ländern verwendet, jedoch erst am 23.05.1949 offiziell eingeführt, und am 07.09.1949 für die Bundesrepublik Deutschland übernommen.
       Das heutige Staatswappen wurde am 20.01.1950 wieder eingeführt, nachdem es bereits zwischen 1919 und 1935 in Verwendung war. Es geht auf das Wappen des Heiligen Römischen Reiches zurück: Schwarzer Adler mit roter Bewehrung auf goldenem Schild. Die Heraldik der BRD knüpft an die Traditionen des Deutschen Reiches zwischen den Jahren 1918 und 1933 (der sogenannten "Weimarer Republik") an. 
Die Bedeutung der Europäischen Union
       Gestützt auf die sich immer wieder erneuernde Einsicht der Regierungen in Paris und Bonn/Berlin gelang es, die Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten auf eine verlässliche gemeinsame Grundlage zu stellen. Es mag sein, dass die Europäische Union wegen des hindernisreichen Prozesses der Ratifikation des Lissabonner Vertrags lange auf der Stelle getreten ist. Es mag sein, dass die Konsolidierung der Erweiterung um zwölf mittel- und südeuropäische Staaten mit der Aussicht auf den Beitritt weiterer Staaten vom Balkan noch nicht erfolgreich abgeschlossen worden ist. Aber niemand zieht ernsthaft die Idee einer Alternative in Erwägung, auch wenn viele vor zu großer Beschleunigung der Vertiefung und Erweiterung warnen. 
       Ein Kernstück der Europäischen Union ist die gemeinsame Währung – der EURO. Mittlerweile in fünfzehn EU-Mitgliedstaaten eingeführt, ist seine Hauptcharakteristik die gleiche, die das Wesen der Deutschen Mark ausmachte: die absolute Unabhängigkeit der Zentralbank als Hüterin des Wertes der gemeinsamen Währung. Die Euro-Währung ist dem Zugriff der Regierungen entzogen und stellt daher weltweit die Währung dar, der das größte Vertrauen entgegengebracht wird. Die Währung ist gekoppelt – wie in allen anderen Ländern – an die Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft innerhalb der Union und auf den Weltmärkten. Und diese Konkurrenzfähigkeit, die nicht durch die politische Eroberung von Märkten erreicht werden kann, hängt von der Qualität der Produkte und aller damit zusammenhängenden Leistungen ab (Innovation, Service, Verfügbarkeit, etc.). Nur bei Massengütern geringerer Qualität ist der Preis entscheidend. 
       Die deutsche Wirtschaft ist mit der der meisten EU-Mitgliedstaaten eng verflochten. Für fast alle Mitgliedstaten ist Deutschland der wichtigste Handelspartner. 70 Prozent des deutschen Außenhandels wird mit EU-Mitgliedstaaten abgewickelt. Das erleichtert die Interessenbestimmung auch auf anderen Feldern. 
       
Deutschlands Rolle in der Internationalen Staatengemeinschaft
       Neben den multinationalen Institutionen haben auch regionale Strukturen wie die Organisation der Afrikanischen Staaten oder die Europäische Union substantielle Bedeutung für regionale Stabilität und Entwicklung – auch beim Krisenmanagement. Heute ist die EU der wichtigste kurz- und langfristige Stabilitätsfaktor auf dem bislang unruhigen Balkan. Die AKP-Programme der EU sind hier natürlich bekannt. 
       Ungeachtet des starken internationalen und regionalen Engagements unterhält die Bundesrepublik Deutschland auch ein substantielles nationales Kooperationspotential für Projekte zur Unterstützung von Reformprozessen in anderen Teilen der Welt, u.a. in Afrika. Es ist diplomatisch in allen Ländern vertreten, aber auch durch zivilgesellschaftliche Organisationen. Ich halte besonders viel von der Arbeit der deutschen Politischen Stiftungen, die an der Basis der Zivilgesellschaft arbeiten und dies vor allem auf den Feldern der politischen Bildung, der Fachausbildung, des Gesundheitswesens, des Sports, der Umwelt und der Selbstverwaltung sowie der Entwicklung von kleinen und mittelständischen Unternehmen tun. Die deutschen Kirchen führen Projekte vor allem in Fragen der Menschenrechte, der Gleichstellung der Frau, der Unterbindung von Kinderarbeit und auf dem Bildungssektor durch. Die deutschen Aufwendungen für Entwicklungskooperation sind auch in Zeiten der Finanz- und Wirtschaftskrise nicht gekürzt worden. 
       Berlin anerkennt das Interesse weiterer Staaten in Europa, in die EU aufgenommen zu werden. Um dies zu erreichen, sind einschneidende Veränderungen der sozialen, der wirtschaftlichen und der rechtlichen Struktur in diesen meist postkommunistischen Staaten erforderlich, und das bedeutet eine große politische Anstrengung, die nur in Grenzen von der EU und ihren Mitgliedstaaten unterstützt werden kann. Auch gilt, und das ist derzeit unsere Sorge, dass das Regelwerk der Europäischen Union auf die Herstellung effizienter Handlungsfähigkeit der Entscheidungsorgane der EU hin optimiert werden muss. Das soll der Lissabonner Vertrag bringen. In einigen Mitgliedstaaten der EU wird die Handlungsfähigkeit der Europäischen Institutionen nicht für so wichtig angesehen, wie es eigentlich der Fall sein sollte. 
       Vor dem Hintergrund der beachtlichen Rolle, die Deutschland auf dem Felde der internationalen Zusammenarbeit und bei der Lösung von internationalen Spannungen sowie von Problemen wie dem der nachhaltigen Entwicklung, des Klimawandels, der Friedenssicherung und des internationalen Austausches von Gütern, Dienstleistungen und Finanzen spielt, strebt Deutschland bei der Reform der Vereinten Nationen einen ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat an. Dazu gibt es in Deutschland allerdings auch andere Meinungen. 

Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich gewiss mit gutem Grund sagen: 

1.Europa hat nach Jahrhunderten selbstzerstörerischer Machtrivalitäten den Frieden mit sich selbst gefunden und den Grundstein für den Bau eines auf den gemeinsamen Werten pluralistischer Demokratie und Rechtstaatlichkeit beruhenden Europäischen Hauses begonnen, das gute Chancen hat, in der Welt zu bestehen und zum Wohlstand der Welt und seinem friedlichen Zusammenleben beitragen zu können. 

2.Unter diesen besonders in der Zeit der Kalten Krieges von einem starken Nordatlantischen Bündnis und damit von den USA getragenen Rahmenbedingungen hat Deutschland – zunächst geteilt, dann vereinigt – wieder aufgebaut werden können. Dank seiner außerordentlich vielseitigen und innovativen Mittelschicht hat es eine führende Stellung auf dem Weltmarkt erreichen können. Es wirkt an allen großen internationalen Initiativen – Entwicklungskooperation, Klimawandel, Internationale Sicherheit, Internationale Abrüstung und Rüstungskontrolle – aktiv mit. Internationalen Umfragen zufolge genießt Deutschland in der Welt hohes Ansehen und Vertrauen. 
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